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Zusammenfassung
In keinem nordafrikanischen Land hat der „Arabische Frühling” mit 
Blick auf das religiöse Spektrum so wenig Veränderungen mit sich ge-
bracht wie in Algerien. Auch hier sind neue islamistische Parteien le-
galisiert worden und gewinnen salafistische Strömungen an Populari-
tät. Doch bei den Parlamentswahlen vom 10. Mai 2012 mussten die 
islamistischen Parteien Sitzverluste hinnehmen. Letztlich ist es in Al-
gerien trotz der Umbrüche in den Nachbarstaaten weder zu struktu-
rellen Verschiebungen im autoritären Machtgefüge zugunsten islamis-
tischer Akteure noch zu substantiellen Veränderungen innerhalb des 
islamistischen Spektrums gekommen. Die Gründe hierfür sind in der 
gesellschaftlichen Beschaffenheit, im politischen und wirtschaftlichen 
System, vor allem aber im kollektiven Trauma des Bürgerkrieges der 
1990er Jahre zu finden. Ob islamistische Akteure in Algerien mittel-
fristig dennoch an gesellschaftlichem Einfluss und politischer Macht 
gewinnen, hängt nicht zuletzt davon ab, ob sie den algerischen Frag-
mentierungsdynamiken entgegenwirken können. Noch entscheiden-
der aber für die Entwicklungen in Algerien wird die Bilanz islamisti-
scher Regierungen und insbesondere auch islamistisch-salafistischer 
Aktivitäten in den Nachbarstaaten sein. Nur wenn sich dort ökonomi-
sche Erfolge, demokratische Konsolidierung und staatliche Stabilisie-
rung abzeichnen, besteht eine Chance, dass sich die breite algerische 
Bevölkerung gegen den Status quo auflehnen und auf ein islamisti-
sches Experiment einlassen wird.

1. Algerien als Sonderfall

In Algerien findet sich mit Blick auf politische Akteure aus dem religi-

ösen Spektrum eine grundlegend andere Ausgangssituation als in den 

anderen Staaten Nordafrikas: Das Jahr 2011 hat in Algerien keine po-

litische Zäsur dargestellt.1 Hier ist es weder zu landesweiten, berufs-

gruppen- und schichtübergreifenden Aufständen noch zu einem Regi-

mewechsel oder auch nur Regimewandel gekommen. Zwar kündigte 



Präsident Bouteflika im Frühjahr 2011, unter dem Eindruck der Auf-

stände in anderen Staaten Nordafrikas, politische Reformen an und 

ließ neue Medien-, Vereinigungs-, und Parteiengesetze in Konsultation 

auch mit islamischen Akteuren erarbeiten. Darüber hinaus soll das am 

10. Mai 2012 gewählte neue Parlament Vorschläge für eine Verfas-

sungsreform ausarbeiten. Im Vorfeld der Wahlen hatte die Regierung 

überdies mehrere Dutzend Parteien neu legalisiert, darunter auch 

zwei islamistische und zwei islamisch-nationalistische. Dennoch ver-

änderte sich an den Grundstrukturen des algerischen Systems kaum 

etwas und nur wenige Akteure des islamischen Spektrums in Algerien 

konnten von den Dynamiken in der Region profitieren. In den Wahlen 

2012 verzeichneten die islamistischen Parteien zusammengenommen 

sogar Sitzverluste. Überwältigender Gewinner war die ehemalige Ein-

heitspartei FLN (Front de Libération Nationale) mit über 40 Prozent 

der abgegebenen Stimmen. Dieses Ergebnis lässt sich nicht nur mit 

dem nach wie vor autoritären Charakter des algerischen Systems und 

damit verbundenen Wahlmanipulationen erklären. Die Gründe hierfür 

sind vielfältiger.

1.1. Die Geister der Vergangenheit

Ganz entscheidend für Status und Spielraum politischer Akteure mit 

religiösem Hintergrund ist die Tatsache, dass Algerien in jüngerer Ver-

gangenheit einen Bürgerkrieg (1992–1999) erlebte, der unterschiedli-

chen Quellen zufolge zwischen 60.000 bis 150.000 Todesopfer for-

derte. Diesem Konflikt war zwischen 1989 und 1991 ein „politischer 

Frühling” mit demokratischen Wahlen vorausgegangen, der zum Er-

starken der Islamischen Heilsfront (Front Islamique du Salut/FIS) 

führte.2 Als die Militärführung 1992 die Macht übernahm, um einen 

Sieg des FIS bei den Parlamentswahlen zu verhindern, gingen radi-

kale Mitglieder der Partei und Unterstützer in den Untergrund und es 

kam zur gewaltsamen Konfrontation.

Der „Arabische Frühling” 2011 löste folglich bei vielen Algeriern ein 

Déjà-vu-Erlebnis aus.3 Zwar verstärkten die Umbrüche in Tunesien, 

Ägypten und Libyen auch bei der algerischen Bevölkerung den Wunsch 

nach einem Regimewandel oder einem Regimewechsel. Aber sie weck-

ten gleichzeitig auch die Geister der Vergangenheit. Säkulare Politiker, 

Regierungsvertreter und große Teile der algerischen Presse rückten 

nicht die Demokratisierungsanstrengungen, sondern die Destabilisie-

rung der Nachbarstaaten, das Blutvergießen und das Zirkulieren von 
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Waffen in der Region in den Mittelpunkt und warnten vor „der islamis-

tischen Welle”.4 Nicht zuletzt die Intervention der NATO in Libyen zur 

Unterstützung der Opposition gegen das Qaddafi-Regime rief Trau-

mata im algerischen kollektiven Gedächtnis wach, deren Wurzeln im 

antikolonialen Befreiungskampf liegen. Die Sorge vor der „ausländi-

schen Hand” wird von nahezu allen politischen Akteuren geteilt und 

von der Staatsführung seit 2011 besonders instrumentalisiert.5

Angesichts ihrer traumatischen Erfahrungen und vor dem Hintergrund 

der Tatsache, dass in Teilen Algeriens noch immer bewaffnete islamis-

tische und/oder kriminelle Gruppen aktiv sind, ist die Bevölkerung 

derzeit ausgesprochen sicherheits- und stabilitätsorientiert. In der 

Folge vermeiden selbst oppositionelle Akteure Diskurse oder Aktivitä-

ten, die als destabilisierend oder gewaltlegitimierend eingestuft wer-

den könnten.

Ein Grund, warum Staatspräsident Bouteflika bei den Präsidentschafts-

wahlen 2004 und 2009 so gut abgeschnitten hatte, hing mit seinen 

Bemühungen zur Beilegung des gewaltsamen Konflikts zusammen. 

Ihm wurde (und wird) die Re-Stabilisierung des Landes zugeschrie-

ben,6 was ihm nicht zuletzt dank der strategischen Verteilung der 

hohen Erdöl- und Erdgaseinnahmen gelang, mit der er sozialen Frie-

den erkaufte. Die sozialen Proteste, die mit dem „Arabischen Frühling” 

an Dynamik gewannen, konnte Bouteflika unter anderem mit massi-

ven Lohnerhöhungen in Schach halten.7

1.2. Die politische Kultur der Fragmentierung

Das islamistische Spektrum Algeriens ist mit fünf legalen islamisti-

schen Parteien, zwei islamisch-nationalen und der verbotenen und in 

sich zersplitterten FIS-Partei fragmentiert und dadurch insgesamt 

geschwächt. Eine algerische Besonderheit im Vergleich zu Tunesien, 

Ägypten und Marokko ist zum Beispiel, dass keine islamistische Par-

tei die politische Landschaft in ähnlicher Weise dominiert wie En-

nahda in Tunesien, die Freedom and Justice Party (FJP) in Ägypten 

oder die Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung (PJD) in Marokko.

Die stärkste islamistische Kraft und drittstärkste Kraft des im Mai 

2012 gewählten Parlaments, die sogenannte Grüne Allianz Algeriens, 

kam auf 50 von 462 Sitzen und damit nur auf knapp 11 Prozent der 

Sitze. Diese Allianz besteht aus drei islamistischen Parteien, von 
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denen die Bewegung der Gesellschaft und des Friedens (MSP)8 die 

mit Abstand stärkste Kraft ist. Ihre Partner, Ennahda und El-Islah, 

sind winzige Parteien, die im vorherigen Parlament nur mit wenigen 

Sitzen vertreten waren. Auf die zweitstärkste islamistische Partei, die 

Partei Adala (Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung),9 entfielen 

sieben Sitze. Die dritte islamistische Partei im Parlament, die Front 

für Wandel (Front du Changement Algérien/FC) musste sich mit vier 

Sitzen zufrieden geben. Keinen einzigen Sitz holten die zwei Parteien, 

die nicht eindeutig zum islamistischen Spektrum gehören, sondern 

eher als islamisch-nationalistisch zu bezeichnen sind, nämlich die 

Partei für Freiheit und Gerechtigkeit (Parti de la Libérté et la Justice/

PLJ) und die Front des neuen Algerien (Front de l’Algérie Nouvelle/

FAN). Die Parteien FC, FAN, PLJ und Adala wurden erst Anfang des 

Jahres 2012 legalisiert. Nach wie vor verboten ist der islamistische 

FIS. Seine ehemaligen Kader bleiben vom politischen Prozess ausge-

schlossen.10

Die Zersplitterung der Islamisten lässt sich mit einer erfolgreichen Di-

vide-et-impera-Strategie der Staatsführung erklären, die in der frag-

mentierten algerischen Gesellschaft auf einen fruchtbaren Boden 

fällt.11 Islamistische Akteure mit ähnlicher politischer Ausrichtung wer-

den unterschiedlich stark oder eben gar nicht in den politischen Pro-

zess integriert. Die Legalisierung 2012 von neuen oder bis dahin nicht 

zugelassenen islamistischen Parteien kann nicht nur als Konzession 

der herrschenden Eliten an den „Arabischen Frühling” gesehen wer-

den; es ist auch eine Strategie, um Konkurrenz für bestehende isla-

mistische Parteien zu schaffen. Die ausgeprägte Fragmentierung der 

islamistischen Akteure und überhaupt der politischen Landschaft ist 

jedoch auch den multiplen algerischen Machtzentren geschuldet. Ne- 

ben dem Präsidenten verfügen Führungspersönlichkeiten des Militärs 

und hier insbesondere im Geheimdienst DRS (Département du Rens-

eignement et de la Sécurité) über informelle, aber substantielle politi-

sche und ökonomische Macht.12 Um die verschiedenen Machtzentren 

ranken sich wenig durchsichtige Klientelnetzwerke, in denen sich auch 

Islamisten finden.13 
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1.3. Die magere politische Bilanz der legalen Islamisten

Während in Ägypten unter Präsident Husni Mubarak, in Tunesien un- 

ter Präsident Zine El Abidine Ben Ali und in Libyen unter Revolutions-

führer Mu‛ammar al-Qaddafi islamistische Parteien verboten waren, 

sind in Algerien islamistische Parteien seit 1995 ununterbrochen in 

den politischen Prozess integriert. Der MSP zum Beispiel beteiligt sich 

seit 1997 an der Regierung und im algerischen Parlament sind seit 

1997 drei islamistische Parteien vertreten. Die Folge der politischen 

Beteiligung islamistischer Parteien ist, dass diese in Algerien nicht 

(mehr) als Alternative zum bestehenden System gelten können. Die 

Integration in den politischen Prozess, die insbesondere vom MSP 

praktiziert wurde, verdeutlichte der Bevölkerung, dass sich die Politik 

islamistischer Parteien kaum von derjenigen der dominanten, regime-

stützenden nationalistischen Parteien unterscheidet. Der religiöse Hin-

tergrund trat nur sehr punktuell hervor, etwa im Engagement des 

MSP 2003 und 2006 für ein Verbot von Alkoholimporten – allerdings 

konnte der MSP keinen nachhaltigen Erfolg verbuchen.14

Grundsätzlich orientieren sich islamistische Akteure genauso wie an-

dere politische Akteure an den Spielregeln des von Korruption durch-

drungenen algerischen Systems. Je näher am Machtzentrum sie sich 

befinden, desto mehr stehen Machterhalt, persönliche wirtschaftliche 

Interessen und generell der Zugang zu den Ressourcen des algeri-

schen Rentierstaates im Vordergrund.15 Beispielhaft dafür steht die 

Entscheidung des MSP, im Zuge des „Arabischen Frühlings” aus der 

sogenannten Präsidentiellen Allianz zur Unterstützung von Präsident 

Bouteflika und seiner Politik mit den beiden systemstützenden Par-

teien FLN und RND (Rassemblement Nationale Démocratique/Natio-

nale Demokratische Sammlung) auszusteigen, die vier MSP-Minister 

aber nicht aus der Regierung abzuziehen.

Seit 2011 übt sich der MSP mehr denn je im Spagat zwischen Macht-

erhalt durch Wahrung einflussreicher Posten im System einerseits und 

oppositioneller Politik und Rhetorik im Parlament andererseits. Wäh-

rend der MSP in der Vergangenheit fast ausschließlich mit den ande-

ren Parteien der Regierungskoalition stimmte, lehnte er 2012 die 

neuen Medien-, Vereins- und Parteiengesetze ab, in der Hoffnung, 

durch ein dezidierteres Oppositionsprofil vom Aufschwung der Isla-

misten in Nordafrika zu profitieren. Nach den Wahlen vom Mai 2012 

und dem nicht erwarteten schlechten Abschneiden ließ die MSP-Füh-
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rung verlauten, die Partei werde sich nicht mehr an der Regierung be-

teiligen; ehemalige MSP-Minister dagegen hielten sich bedeckt.

Als einziger der prominenten legalen Islamisten wahrte Abdallah Dja-

ballah, der Vorsitzende der Partei Adala, Distanz zum Regime und 

stimmte regelmäßig gegen Regierungsvorlagen. Im weniger modera-

ten islamistischen Spektrum diskreditierte ihn allerdings allein schon 

die Tatsache, dass er sich am politischen Prozess beteiligt.16 Die Wahl-

ergebnisse vom Mai 2012 zeigen, dass Djaballah die regimekritischen 

oder regimefeindlichen Islamisten nicht zur Unterstützung seiner Par-

tei mobilisieren konnte.

Selbst wenn von Wahlmanipulationen zu Ungunsten islamistischer 

Parteien auszugehen ist, dürfte die reale Stimmenabgabe für islamis-

tische Parteien nicht überwältigend hoch gewesen sein: Nach den 

Wahlen protestierten zwar die Parteispitzen, aber es kam nicht zu 

nennenswerten Kundgebungen der Bevölkerung. Die Mehrheit insbe-

sondere der jungen Wähler ging schlicht nicht an die Urnen; ein 

Grund hierfür ist, dass legale islamistische Parteien nicht (mehr) als 

Hoffnungsträger für einen Aufbruch gelten.

1.4. Die Kontrolle und Instrumentalisierung des religiösen Sektors

Ein weiterer wichtiger Faktor für Dynamiken innerhalb des islami-

schen Spektrums ist die offizielle Religionspolitik. Der algerische Staat 

verfolgt seit gut einem Jahrzehnt eine Politik der zunehmend ver-

stärkten Kontrolle religiöser Orte (Moscheen, Koranschulen), Akteure 

(Imame, Vereinigungen) und Inhalte (Predigten, Fatwas).17 Gesetz

liche Maßnahmen, die als direkte Reaktion auf die Aufstände in der 

Region und das damit verbundene Erstarken der Islamisten verstan-

den werden könnten, sind nach 2011 keine ergriffen worden sind.18 

Dennoch setzen die algerischen Machthaber ganz offensichtlich auch 

auf den religiösen Sektor, um Protesten sowie dem Einflussgewinn  

der Islamisten gegenzusteuern. Im Religionsministerium lobte man 

im Frühjahr 2012 die mäßigende Wirkung der Imame auf die von den 

regionalen Entwicklungen „erhitzten Gemüter”.19

Religiöse Akteure und Institutionen sind 2012 vom Staat auch zur 

Mobilisierung von Wählern eingesetzt worden. Präsident Bouteflika 

hatte die Parlamentswahlen vom Mai 2012 zur wichtigen Etappe im 

von ihm als Reaktion auf den „Arabischen Frühling” lancierten „Re-
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formprozess” erklärt.20 Um diesen Prozess zu legitimieren, war eine 

höhere Wahlbeteiligung als bei den letzten Parlamentswahlen vonnö-

ten. Zu diesem Zweck nutzte die Staatsführung zum einen die Mo-

scheen: Im März 2012 hielt Religionsminister Bouabdallah Ghoula-

mallah die Imame dazu an, die Gläubigen an ihre Pflicht als Bürger zu 

erinnern. Gleichzeitig sollten sie aber keine konkreten Wahlempfeh-

lungen abgeben.21 Zum anderen spannte die Staatsführung die insbe-

sondere Präsident Bouteflika gegenüber loyalen Sufi-Bruderschaften 

zur Wählermobilisierung ein.22 Die Sufi-Bruderschaften werden von 

der Staatsführung seit den 1990er Jahren als Gegenpol zum politi-

schen Islam gefördert und sind in weiten Teilen des Landes nach wie 

vor tief in der Gesellschaft verankert. Allerdings spricht wenig dafür, 

dass eher zum politischen Islam neigende Bevölkerungsgruppen sich 

stattdessen dem Sufismus zuwenden.23

Nicht zuletzt nutzte der Staat auch das Mobilisierungspotential der 

Islamisten. Eine Strategie mit erheblichem Risiko für beide Seiten: 

Das Regime riskierte einen islamistischen Wahltriumph. Die Islamis-

ten riskierten, mit ihrer Wählermobilisierung zur Legitimierung des 

Status quo beizutragen – ohne substantiell an Macht zu gewinnen. 

Mit dem Wahlausgang erreichte letztlich das Regime seine Ziele: Mit 

offiziell 42,9 Prozent lag die offizielle Wahlbeteiligung deutlich über 

derjenigen von 2007 – wobei unklar ist, ob diese offiziellen Zahlen 

der Realität entsprechen. Grundsätzlich ist von Manipulation der 

Wahlen auszugehen, gleichzeitig sprechen die bescheidenen Proteste 

der Bevölkerung nach den Wahlen nicht dafür, dass generelle Ten-

denzen, wie etwa die relative Schwäche der Islamisten, durch staat

liche Manipulation verfälscht wurden.

2. Die legalen Islamisten: Alter Wein in neuen Schläuchen

Auf den ersten Blick hatte der „Arabische Frühling” keinen größeren 

Einfluss auf das legale islamistische Spektrum Algeriens. Weder ist 

aus den Parlamentswahlen vom Mai 2012 eine islamistische Partei als 

Siegerin hervorgegangen, noch sind neue Massenparteien aufge-

taucht oder haben Islamisten versucht, mit radikal neuen Forderun-

gen zu punkten. 	 Islamistische Akteure hatten bei den (im regionalen 

Vergleich milden) Protesten gegen das algerische Regime im Frühjahr 

2011 kaum eine Rolle gespielt.24 Den Protesten linker und säkularer 

Kräfte schlossen sie sich nicht an. Selbst bei genauerer Betrachtung 

sind seit 2011 lediglich kleinere Veränderungen im islamistischen 
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Spektrum festzustellen. Diese betreffen vor allem das Selbstvertrauen, 

die Bereitschaft untereinander zu koalieren und die Forderung nach 

einem parlamentarischen politischen System.

2.1. Trittbrettfahren mit wenig Erfolg

Nach Beginn der politischen Umbrüche in Tunesien, Ägypten und Li-

byen im Januar/Februar 2011 bis zu den Wahlen im Mai 2012 befan-

den sich Algeriens Islamisten in Aufbruchsstimmung. Sämtliche lega-

len Parteien zeigten sich zuversichtlich, von der „islamistischen Welle” 

in der Region profitieren zu können – wenn auch aus unterschiedli-

chen Gründen: Bei den algerischen Muslimbrüdern, deren wichtigste 

Vertreterin die Partei MSP ist, sprach man von einer „historischen Si-

tuation und Chance für unsere Familie” und setzte darauf, dass die 

Wahltriumphe der Muslimbrüder in Ägypten, Marokko und Tunesien 

auf die „algerischen Brüder” abfärben würden. Die Entwicklungen  

in der Region, so Parteichef Bouguerra Soltani im Dezember 2011, 

würden zeigen, dass die arabische Welt von Islamisten regiert wer-

den möchte.25

In der MSP-Zentrale, die gerade aufwändig renoviert wird, bereitete 

man sich vor den Wahlen nach eigenen Aussagen darauf vor, eine 

„grand part”, eine große, einflussreiche Partei zu werden.26 Der MSP 

verfügt als einzige islamistische Partei Algeriens über ein ausgedehn-

tes Netz von karitativen und Jugendorganisationen, das sie derzeit ra-

pide ausbaut. Das Programm Jil al-tarjih, „Generation Abwägung”, in 

das rund 1.600 junge Algerier und Algerierinnen eingebunden sind, 

hat zum Ziel, zukünftige Führungskräfte hervorzubringen.27 Nicht zu-

letzt diesen Netzwerken verdankt der MSP seine Vormachtstellung im 

islamistischen Parteienspektrum.

Abdallah Djaballah dagegen, dessen Partei Adala nicht den Muslimbrü-

dern zuzurechnen ist, hoffte, auf andere Weise von den Entwicklungen 

in der Region zu profitieren: Aufgrund seiner Distanz zum Regime 

konnte er sich als einzige legale islamistische Alternative zum beste-

henden politischen Establishment und damit als algerisches Pendant 

zu den tunesischen und ägyptischen islamistischen Protestparteien 

präsentieren. Der Ausgang der Wahlen indes scheint nahezulegen, 

dass zumindest die Algerier und Algerierinnen, die an die Urnen gin-

gen, Regimenähe stärker honorierten als (Fundamental-)Opposition.
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Bis zu den Wahlen 2012 hofften die legalen islamistischen Parteien in 

Algerien, von veränderten westlichen Einstellungen gegenüber autori-

tären Regimen einerseits und islamistischen Akteuren andererseits 

profitieren zu können. Da diese in Tunesien, Marokko und Ägypten als 

Motor der Transformationsprozesse und als Partner für westliche Ak-

teure angesehen würden, spüre man auch in Algerien eine größere 

westliche Aufgeschlossenheit gegenüber islamistischen Akteuren. Dies 

habe unter anderem den Druck auf das Regime erhöht, auch islamis-

tische Parteien zu legalisieren, hieß es in den algerischen islamisti-

schen Parteizentralen unisono.28 Die Hoffnungen der Islamisten, dass 

Dynamiken in der Region sowie westlicher Reformdruck in Algerien zu 

fairen und freien Wahlen und zu einem islamistischen Wahlerfolg füh-

ren würden, erwiesen sich indes als trügerisch.

2.2. Altbekannte Akteure in neuen Konstellationen

Auch wenn sich die Zahl der islamistischen Parteien seit 2011 fast 

verdoppelte: Neu im eigentlichen Sinne ist keine dieser Parteien. Bei 

Adala handelt es sich um eine Abspaltung der Islah-Partei, bei FC, der 

Front für Wandel, um einen seit längerem bestehenden Dissidenten-

flügel des MSP. Der Gründer der FAN (Front des neuen Algerien) hatte 

sich mit der Führung der Islah-Partei zerstritten und der Vorsitzende 

der Partei für Freiheit und Gerechtigkeit (PLJ) schließlich war ein 

Kader der nie legalisierten Wafa-Partei, die Ende der 1990er und An-

fang der 2000er Jahre als Sammelbecken für Persönlichkeiten mit 

Verbindungen zum moderateren Flügel des verbotenen FIS galt.

Die Spaltungen bestehender Parteien haben unterschiedliche Hinter-

gründe: Im MSP zum Beispiel handelte es sich um persönliche Rivali-

täten zwischen dem Parteipräsidenten und einem Herausforderer, 

dem ehemaligen Industrieminister Abdelmajid Menasra, mit dem 

2009 16 der damals 51 MSP-Abgeordneten die Partei verließen. Ab-

dallah Djaballah dagegen hatte 2008 die Islah-Partei verlassen müs-

sen, weil er sich mit seinem konsequenten Kurs der Unabhängigkeit 

vom Regime innerhalb der Partei nicht durchsetzen konnte. Aus dem-

selben Grund hatte Djaballah 1999 bereits die von ihm gegründete 

Ennahda-Partei verlassen, die 1999 seine Kandidatur gegen Boute-

flika bei den Präsidentschaftswahlen nicht unterstützen wollte.

Anstrengungen einzelner Akteure im islamistischen Spektrum 2012 

für einen zumindest wahltaktischen Zusammenschluss aller islamisti-
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schen Parteien scheiterten an persönlichen Animositäten und Ambitio-

nen der Führungspersonen in den einzelnen Parteien. Hier tritt in Al-

gerien nach wie vor eine politische Kultur des „Zaimismus” zutage, 

das heißt, eine Kultur von traditionellen, charismatischen und letztlich 

paternalistischen und autoritären Führern. Es dürfte den wahltakti-

schen Zusammenschluss der Grünen Allianz vereinfacht haben, dass 

weder die Islah-Partei noch die Ennahda-Partei einen starken Führer 

haben und überdies im Vergleich zum MSP, der innerhalb der Allianz 

die Führungsrolle innehat, politische Leichtgewichte sind. Die Grüne 

Allianz und Abdallah Djaballahs Adala-Partei dagegen kooperierten 

selbst bei Protestaktionen nach den Wahlen 2012 nicht. Die Adala-

Partei beschloss zusammen mit dreizehn linken und nationalistischen 

Oppositionsparteien, das neue Parlament zu boykottieren, während 

die MSP-geführte Grüne Allianz sich entschied, nur die Regierung, 

nicht aber das Parlament zu boykottieren.29

 

Eine neuere Tendenz im legalen islamistischen Spektrum war im 

Frühjahr 2012 auch die weniger dezidierte rhetorische Abgrenzung 

gegenüber Akteuren des verbotenen FIS. Der FIS ist inzwischen in 

verschiedene Flügel gespalten, von denen die moderateren dem isla-

mistischen Spektrum, die radikaleren, etwa um Ali Belhadj,30 dem 

salafistischen Spektrum zuzurechnen sind. Sämtliche islamistische 

Parteien buhlten 2012 offen um die Stimmen der Basis des Ex-FIS. 

Zwar riefen bekannte ehemalige FIS-Kader zum Wahlboykott auf. 

Aber die MSP rühmte sich der guten Beziehungen zu den ehemaligen 

FIS-Kadern wie Abdelkader Boukhemkhem und war zuversichtlich, 

dass diejenigen FIS-Sympathisanten, die doch an die Urne gingen, 

MSP wählen würden. Die FC von Menasra konnte mit der öffentlich er-

klärten Unterstützung eines prominenten ehemaligen Mitglieds des 

FIS werben.31 Bis zu den Wahlen 2012 galt Abdellah Djaballah (Adala) 

als derjenige, der die ehemaligen FIS-Wähler am ehesten mobilisie-

ren konnte. Nicht nur aufgrund seiner Distanz zum Regime, sondern 

auch, weil er im Gegensatz zu MSP und FC nicht so sehr die Mittel-

schichten und kleineren und mittleren Unternehmer anspricht, son-

dern die wenig privilegierten Schichten; und schließlich auch, weil er 

sich überdies offensiv dafür einsetzt, ehemaligen FIS-Kadern politi-

sche Aktivitäten zu erlauben.32 Da sowohl Menasra als auch Djaballah 

2012 nur wenige Parlamentssitze gewannen, ist davon auszugehen, 

dass ein Großteil der ehemaligen FIS-Sympathisanten die Wahlen 

boykottierte.
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2.3. Wenig inhaltliche Differenzen und Neuerungen

Der „Arabische Frühling” schlug sich in den algerischen islamistischen 

Wahlprogrammen vor allem in einem Punkt nieder: Der Forderung 

nach einem parlamentarischen System, die von der Forderung nach 

„einem zivilen anstelle eines militärischen Systems” begleitet wird. 

Diese Forderung kann im Kontext der ägyptischen und tunesischen 

Debatten über das zukünftige politische System und die Rolle der 

Armee im Staat gesehen werden. In Anlehnung an Ägypten und Tu-

nesien hatten islamistische und nichtislamistische Parteien überdies 

im Vorfeld der Wahlen – allerdings vergeblich – eine aus Technokraten 

bestehende Übergangsregierung unter Präsident Bouteflika gefordert, 

die Wahlen vorbereiten und Verfassungsänderungen auf den Weg 

bringen sollte.33 Auffallend dabei war, wie dezidiert sämtliche legalen 

islamistischen Organisationen nicht nur einen gewaltfreien, sondern – 

wie bereits vor dem „Arabischen Frühling” – auch einen sanften Sys-

temwechsel verlangten.

In den Positionen und Programmen der islamistischen Parteien ver-

änderte sich durch die Umbrüche in der Region wenig: Korruptions-

bekämpfung, Unabhängigkeit der Justiz, soziale Gerechtigkeit und 

Diversifizierung der Wirtschaft blieben zentrale Schlagworte. Mit Ab-

stand das detaillierteste Programm legte die Grüne Allianz vor; die 

anderen islamistischen Parteien waren alle neu und hatten folglich 

nur wenige Monate Zeit, eine Agenda auszuarbeiten. Dabei zeigen 

sich zwischen den Parteien, vor allem mit Blick auf den Außenwirt-

schaftsbereich und auf die Beziehungen zu Europa, gewisse Unter-

schiede. Hier findet sich am einen Ende des Spektrums die Partei FC 

des ehemaligen Ministers Menasra, die eine relativ marktliberale 

Agenda vertritt, und die Protektionismus, wie er in den aktuellen In-

vestitionsgesetzen vorherrscht, abbauen und sich an der engen tu-

nesischen und marokkanischen Kooperation mit der EU orientieren 

will.34 Am anderen Ende des Spektrums steht die Adala-Partei, die 

eine protektionistische, sozialistische wirtschaftliche Agenda verfolgt 

und schon den bereits bestehenden Abkommen mit der Europäischen 

Union skeptisch gegenübersteht. Grundsätzlich ist Adala diejenige 

Partei mit der kämpferischsten Rhetorik; ihr Präsident Djaballah 

drohte vor der Legislativwahl am 10. Mai 2012 auch immer wieder 

mit Wahlboykott. Im Großen und Ganzen aber unterscheiden sich 

die islamistischen Positionen und Programme wenig voneinander; 

sie heben sich auch nicht stark von den Programmen der eher links 
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zu verortenden Oppositionsparteien wie der Front Sozialistischer 

Kräfte (FFS) ab. Dezidierte Forderungen einer Islamisierung des 

Systems, etwa durch eine stärkere Verankerung der Gesetzgebung 

in der Scharia, finden sich am deutlichsten bei Adala.

Grundsätzlich betonen alle islamistischen Parteien die Stärkung der 

Familie und konservative (islamische) Moralvorstellungen. Allerdings 

unterscheiden sie sich hierbei wenig vom islamisch-konservativen 

Flügel der Regierungspartei FLN unter dem ehemaligen Premiermi-

nister Abdelaziz Belkhadem; dieser teilt nicht nur die gesellschafts-

politischen Vorstellungen der islamistischen Parteien, sondern ist in 

Bezug auf die Partizipation von Frauen in Parteigremien weniger pro-

gressiv als die meisten islamistischen Parteien.35 Bei der 2005 erfolg-

ten Modifikation des 1984 verabschiedeten Familiengesetzes, das auf 

islamischem Recht beruht und Frauen stark diskriminiert, war der 

FLN federführend und wenig bemüht, mehr als nur kosmetische Ver-

besserungen zugunsten der Frauen umzusetzen.

Alle islamistischen Parteien grenzen sich – zumindest in der offiziellen 

Rhetorik – vom gesellschaftspolitisch konservativeren salafistischen 

Spektrum ab. Selbst bei der Adala-Partei, die sich gesellschaftspoli-

tisch konservativer als die Parteien der Grünen Allianz gibt, spricht 

man sich gegen islamischen Kleiderzwang aus. Seit einigen Jahren 

wird bei den algerischen islamistischen Parteien der Terminus „Partei 

der richtigen (oder gerechten) Mitte” häufig verwendet. Inwieweit die 

offiziellen Parteipositionen und Parteidiskurse die realen Anliegen der 

Parteikader und vor allem auch der Parteibasis wiedergeben, lässt 

sich indes nur schwer beurteilen, solange islamistische Akteure auf-

grund der Machtverhältnisse nicht in der Lage sind, Gesetze maßgeb-

lich zu gestalten.

3. Das salafistische Spektrum: Die neue Herausforderung

Während sich die Stärke der parteipolitisch organisierten Islamisten 

anhand von Wahlresultaten – selbst wenn diese bis zu einem gewis-

sen Grade manipuliert sein dürften – abschätzen lässt, sind Größe 

und Einfluss des salafistischen Spektrums Algeriens die große Un

bekannte. Offizielle Zahlen oder Schätzungen sind nicht erhältlich. 

Glaubt man den Eindrücken der algerischen Presse und nimmt man 

das Straßenbild zum Maßstab, so scheinen sich salafistische Ideolo-

gien seit ein paar Jahren stark zu verbreiten.36 Der MSP und die den 
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Muslimbrüdern nahe stehende, traditionsreiche Vereinigung der alge-

rischen muslimischen Rechtsgelehrten, die Association des Oulémas 

Musulmans Algériens, nennen die Salafisten „eine große Herausforde-

rung”, die „aus Saudi-Arabien importiert worden sei”. Der „Arabische 

Frühling” und insbesondere der Wahlerfolg der ägyptischen salafisti-

schen Nur-Partei (Partei des Lichts) hätten die algerischen Salafisten 

gestärkt und ermutigt.37

An offiziellen staatlichen Stellen dagegen, wie im algerischen Religi-

onsministerium oder beim Hohen Islamischen Rat (Haut Conseil Isla-

mique), der direkt dem Staatspräsidenten untersteht, waren die Ge-

sprächspartner ausgesprochen zurückhaltend mit Aussagen zum 

Thema Salafismus; das Phänomen wird heruntergespielt. Der offiziel-

len algerischen Politik wird in der frankophonen nationalen Presse 

denn auch vorgeworfen, Salafisten in den Moscheen gewähren zu 

lassen, solange sie sich auf gesellschaftspolitische Angelegenheiten 

konzentrieren und den politischen Status quo unterstützen würden.38 

Dies gilt allerdings nur für eine von drei salafistischen Tendenzen, 

den pietistischen Salafismus (Da`wa-Salafismus). Die beiden anderen 

Tendenzen, der politische und der militante, jihadistische Salafismus 

werden vom Staat bekämpft. Gemeinsam ist diesen drei Tendenzen, 

dass sie eine Rückkehr zu den Wurzeln des Islam anstreben. Dies al-

lerdings mit unterschiedlichen Mitteln.

3.1. Pietistische Salafisten: Gegen den „Arabischen Frühling”

Die zahlenmäßig größte Gruppe unter den algerischen Salafisten dürf-

ten die apolitischen, pietistischen Salafisten bilden. Gleichzeitig ist es 

die Tendenz, über die am wenigsten bekannt ist. Hierbei handelt es 

sich um Individuen und Familien, oft aus der Mittelklasse, die einen 

äußerst konservativen Islam leben. In immer mehr algerischen Städ-

ten existieren inzwischen ganze salafistische Viertel.39 Ihr Ziel, ein Ka-

lifat, wollen die Da`wa-Salafisten über die Re-Islamisierung der Ge-

sellschaft erreichen. Politische Partizipation in einem säkularen Staat 

lehnen sie genauso ab wie die Gewalt der jihadistischen Salafisten.40 

Ihre Haltung zum algerischen Staat ist neutral, sie vermeiden Kon-

flikte mit den staatlichen Autoritäten und werden von diesen auch ge-

duldet. Bislang schlug sich das zivilgesellschaftliche Engagement die-

ser Salafisten in keinen sichtbaren organisatorischen Strukturen, die 

über die lokale Ebene hinausgehen, nieder. Dies ist sicherlich auch 

eine Folge der seit dem Bürgerkrieg restriktiven staatlichen Zulassung 
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religiöser Vereinigungen.41 Die ideologischen Hochburgen der pietisti-

schen Salafisten sind die islamischen Fakultäten der Universität Emir 

Abdelkader in Constantine sowie der Universität Algier in Caroubier. 

Ihr derzeit prominentester Vertreter ist Mohamed Ali Ferkous,42 ein 

Professor für Islamwissenschaften in Caroubier, der auch in zwei ver-

schiedenen Moscheen in Hydra (Stadtteil von Algier) predigt bzw. 

Imame und Koranschüler unterrichtet. Der gesellschaftliche und damit 

auch politische Einfluss von Ferkous scheint beachtlich zu sein. 2010 

nahm das algerische Innenministerium die Entscheidung, für den bio-

metrischen Pass nur Fotos ohne Bart und ohne Gesichtsschleier zu 

akzeptieren, unter dem Druck eines von Ferkous ausgesprochenen 

Rechtsgutachtens (Fatwa) zurück.43 Grundsätzlich richten sich die von 

Ferkous erstellten Rechtsgutachten nicht gegen den politischen Status 

quo – trotz seiner Präferenz für ein Kalifat. Im „Arabischen Frühling” 

stellte er sich klar auf die Seite des Regimes und publizierte eine 

Fatwa, die den Opfern von gegen das Regime gerichteten Demonst-

rationen den Status von Märtyrern abspricht.44 Der von den pietisti-

schen Salafisten verbreitete obrigkeitshörige Diskurs dürfte der Haupt-

grund sein, warum die Staatsführung diese salafistische Tendenz in 

den Moscheen und im Internet gewähren lässt.

3.2. Politische Salafisten: Mit dem „Arabischen Frühling”

Im Gegensatz zu den pietistischen Salafisten verfolgen die politischen 

Salafisten ihre Ziele über dezidiert politische Aktivitäten. Dabei ver-

wenden sie die gleichen Instrumente wie die Muslimbrüder, das heißt, 

Partizipation, Demonstrationen sowie die Gründung von Vereinen – 

allerdings werden solche in Algerien nicht legalisiert. Hier können die 

politischen Salafisten weder legal agieren wie in Ägypten, noch öf-

fentlich manifestieren wie in Tunesien, wo auch die ähnliche Positio-

nen wie die Salafisten vertretende Befreiungspartei (Hizb al-tahrir) le-

galisiert wurde.45 Die Repression in Algerien führte dazu, dass sich so 

gut wie keine politischen Salafisten mit nationaler Ausstrahlung oder 

nationalem Einfluss mehr finden. Paradigmatisch verkörpert wird 

diese Richtung des Salafismus seit über zwei Jahrzehnten von Ali Bel-

hadj. Belhadj ist die ehemalige „Nummer Zwei” des verbotenen FIS. 

Er war der Anführer des salafistischen Flügels der Partei. Den Muslim-

brüdern (nicht nur in Algerien) sowie anderen als moderat geltenden 

islamistischen Parteien werfen die politischen Salafisten vor, den 

Islam zu stark modernisiert zu haben und mit dem Regime zu koope-

rieren.46 Im Gegensatz zu bewaffneten Salafisten (oder Jihadisten) 
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rufen sie aber auch nicht zu Gewalt auf. Ob aus Überzeugung oder 

weil dies in Algerien nicht mehr ungestraft geschehen kann, lässt sich 

nicht feststellen.

Den „Arabischen Frühling” begrüßten die politischen Salafisten in Al-

gerien explizit. Ali Belhadj wurde im Rahmen von Demonstrationen 

mehrmals für kurze Zeit verhaftet, unter anderem vor der syrischen 

Botschaft in Algier im Februar 2012.47 Die Umbrüche in der Region er-

mutigten Algeriens politische Salafisten, sich wieder öffentlich zu ma-

nifestieren, wenn auch bislang nur in kleinem Rahmen. Als (nicht le-

gale) Organisation in Erscheinung getreten ist vor allem die Gruppe 

Rennaissance des Enfants des Mosquées d’Alger (Wiedergeburt der 

Kinder der Moscheen Algiers). Deren Sprecher Abdelfateh Ziraoui 

Hamdache sowie El-Hachemi Sahnouni, ehemaliges Mitglied des 

Schura-Rates des verbotenen FIS, riefen im Oktober 2011 die Bevöl-

kerung dazu auf, die Schließung von Geschäften, die Alkohol verkau-

fen, zu verlangen. Im Juni 2011 hatte Sahnouni einen Zehn-Punkte-

plan für einen friedlichen Weg aus „der algerischen Krise” präsentiert. 

Darunter fanden sich widersprüchliche Forderungen wie die Einfüh-

rung der Scharia als Grundlage aller algerischen Gesetze, die Gleich-

heit zwischen Mann und Frau sowie die Respektierung individueller 

und kollektiver Freiheiten. Nicht zuletzt plädierte Sahnouni – im Ge-

gensatz zu allen legalen islamistischen Akteuren – für ein starkes prä-

sidiales System, das dem Präsidenten erlaubt, in aller Freiheit zu re-

gieren.48

Insgesamt gesehen veränderten sich aber die Diskurse dieser Salafis-

ten seit dem „Arabischen Frühling” kaum: Sie konzentrierten sich wei-

terhin auf die nationale Arena – regierungsfeindlich waren sie schon 

vor 2011. Belhadj zum Beispiel erhebt sich seit Jahren nach jeder 

Freitagspredigt und hält flammende Reden zu aktuellen politischen 

Themen, in jüngerer Zeit etwa zur Inkompetenz des Regimes im Um-

gang mit Naturkatastrophen oder gegen das neue Parteiengesetz.49 

Wie bei allen Wahlen seit 1991 riefen ehemalige Kader des FIS auch 

2012 zum Wahlboykott auf. Umstritten war die erwähnte Wahlemp-

fehlung des ehemaligen FIS-Kaders Hachemi Sahnouni für die Partei 

des Wandels (FC) von Abdelmajid Menasra. Die Person Sahnounis, 

der einerseits eine Wahlempfehlung zugunsten eines moderaten Isla-

misten ausspricht, sich andererseits im salafistischen Milieu enga-

giert, zeigt, dass die Grenzen zwischen beiden Tendenzen nicht zwin-

gend rigide sein müssen. Das bereits erwähnte Buhlen der islamisti-
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schen Parteiorganisationen um die Basis des Ex-FIS, die zumindest 

teilweise salafistisch ausgerichtet ist, weist in dieselbe Richtung.

3.3. Jihadistische Salafisten profitieren vom „Arabischen Frühling”

Zu den großen Profiteuren des „Arabischen Frühlings” gehört nicht 

zuletzt das jihadistische Spektrum Algeriens. Wichtigster Akteur hier 

ist das Netzwerk Al-Qaida im Islamischen Maghreb (AQIM), eine Be-

nennung, die 2007 eine der bewaffneten Gruppen des algerischen 

Bürgerkriegs annahm. Die AQIM verlagerte ihren Aktionsradius zu-

nehmend von Nordalgerien in den algerischen Süden und die Sahel-

staaten, wo sie sich zunehmend ausweitete.50 Im Zuge dessen ist es 

zu einer immer stärkeren Verquickung von militanten Salafisten und 

Akteuren organisierter Kriminalität gekommen. Ein Auswuchs dieser 

Verbindung ist zum Beispiel das Geschäft mit Entführungen in Südal-

gerien und im Sahel, das neuerdings neben Ausländern auch algeri-

sche Funktionsträger betrifft. Militante Salafisten profitierten in dop-

pelter Hinsicht vom „Arabischen Frühling”. Erstens haben sich mit der 

partiellen Destabilisierung Tunesiens, mit der kompletten Destabilisie-

rung Libyens und der damit verbundenen Fragilisierung Malis seit 

2011 die nicht staatlich kontrollierten Räume ausgeweitet, wodurch 

sich wiederum die Bewegungsfreiheit der Jihadisten vergrößerte. 

Zweitens ermöglichte die Anarchie in Libyen den Jihadisten, sich mit 

Waffen aus den Beständen des Qaddafi-Regimes zu versorgen.51

Unklar ist, ob sich nur Schlagkraft und Sichtbarkeit bewaffneter Ak-

teure mit religiösem Hintergrund oder auch die Zahl der Akteure ver-

größert hat. Mit Blick auf Algerien lässt sich feststellen, dass ihre 

Aktivitäten tendenziell zugenommen haben.52 Zudem sind neue Ab-

spaltungen von AQIM in Erscheinung getreten, wie zum Beispiel beim 

Anschlag auf eine Zentrale der Gendarmerie mitten in der Stadt Ta-

manrasset am 3. März 2012.53 Die Beunruhigung insbesondere der 

algerischen Regierung über diese Entwicklungen lässt sich am hohen 

Engagement Algeriens in regionalen Initiativen zur Bekämpfung des  

Terrorismus sowie an zahlreichen neuen Sicherheits-

maßnahmen auf algerischem Territorium ablesen.54 

4. Perspektiven

Die Umbrüche in einigen Staaten Nordafrikas und des Nahen Ostens 

seit 2011 führten bislang in Algerien weder zu tiefgreifenden Verän-
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derungen innerhalb des islamistischen Spektrums noch zu einem 

Machtzuwachs religiöser Akteure. Die politische Kontinuität in Alge-

rien, die in eklatantem Gegensatz zu den politischen Dynamiken in 

der Region seit 2011 steht, lässt sich auf mehrere Faktoren zurück-

führen. Zu nennen sind vor allem

�� die historischen Gewalterfahrungen und die daraus resultierenden 

Traumata der Bevölkerung.

�� das politische System mit seinen multiplen Machtzentren, die nicht 

einfach zu lokalisieren und damit schwer anzugreifen sind. Zudem 

verfügt das System über politische Ventile wie beispielsweise eine 

relativ große Pressefreiheit.

�� die geschickten Regimestrategien, die auf einen fruchtbaren gesell-

schaftlichen Boden fallen, und nicht zuletzt auch

�� der Ölreichtum, den das Regime einsetzt, um Proteste zu beruhi-

gen.

Kurzfristig ist nicht damit zu rechnen, dass Akteure des religiösen 

Spektrums mehr politische Gestaltungsmacht bekommen. Im Gegen-

teil: Die legalen islamistischen Parteien mussten bei den Parlaments-

wahlen im Mai 2012 Sitzverluste hinnehmen.

In der neuen Regierung, die auch Ende August 2012 noch nicht stand, 

werden voraussichtlich keine islamistischen Parteien mehr vertreten 

sein. Möglicherweise wird mit dem MSP-Dissidenten und langjährigen 

Minister für öffentliche Arbeiten, Amar Ghoul, ein Islamist ernannt 

werden. Letztlich spielt es für die algerische Innen- und Außenpolitik 

derzeit kaum eine Rolle, ob sich Islamisten, deren Agenden von den 

Nationalisten kaum zu unterscheiden sind, an der relativ machtlosen 

Regierung beteiligen. Auch in der Opposition werden Islamisten wenig 

Vetomacht haben, selbst wenn alle im Parlament vertretenen Islamis-

ten kooperieren würden, was derzeit wenig wahrscheinlich ist. Seit 

den Legislativwahlen vom Mai 2012 scheinen die islamistischen Par-

teien genauso gelähmt zu sein wie der Rest des politischen Spekt-

rums; das politische Leben in Algerien vermittelt den Eindruck des 

Stillstands.

Dennoch ist mittelfristig eine Reihe von Entwicklungen denkbar, bei 

denen sich das politische Gleichgewicht stärker zugunsten von Akteu-

ren des religiösen Spektrums verschiebt:
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�� Möglich ist eine Politisierung der pietistischen Salafisten. Mit wach-

sender gesellschaftlicher Relevanz und aufgrund von salafistischen 

politischen Erfolgen in anderen Staaten könnte die Loyalität zum 

Regime schwinden und die Abgrenzung zum politischen Salafismus 

schwächer werden. Dies wäre für das Regime eine erhebliche He-

rausforderung, da pietistische Salafisten nicht nur in Moscheen, 

sondern auch an Universitäten, im öffentlichen Dienst und in der 

Privatwirtschaft zu finden sind und von einer politischen Betätigung 

nicht ausgeschlossen werden könnten, da sie in der Regel keine 

FIS-Vergangenheit haben.

�� Denkbar ist zweitens eine taktische oder strategische Kooperation 

von (politischen) Salafisten und legalen islamistischen Parteien. 

Diese würde dem religiösen Spektrum mehr Veto- und Mobilisie-

rungsmacht verleihen.

�� Drittens könnte sich mit dem Ende der Präsidentschaft Bouteflikas, 

sei es durch ein vorzeitiges Ausscheiden aus dem Amt aus gesund-

heitlichen Gründen oder mit Ablauf seines Mandats 2014, das 

Gleichgewicht zwischen nationalistischen und islamistischen Ak-

teuren verschieben. Dies könnte dann eintreten, wenn ein charis-

matischer jüngerer Kandidat aus dem religiösen Spektrum, der we-

der zum Establishment gehört, noch mit den blutigen Ereignissen 

der 1990er Jahre in Verbindung gebracht werden kann, die weitge-

hend entpolitisierte Jugend und Oppositionsgruppen wie die unab-

hängigen Gewerkschaften, mobilisieren könnte. Derzeit ist ein sol-

cher Kandidat nicht in Sicht. Überdies ist es in Algerien seit der 

Blütezeit des FIS 1990/1991 keiner politischen Kraft mehr gelun-

gen, die gesellschaftlichen und politischen Fragmentierungsdyna-

miken auszuhebeln und so viel Druck gegenüber den politischen 

und militärischen Eliten aufzubauen, dass diese sich zu mehr als 

nur kosmetischen Konzessionen gezwungen sahen.

Letztlich werden die innenpolitischen Entwicklungen in Algerien maß-

geblich davon abhängen, wie die wirtschaftliche, gesellschaftliche und 

politische Bilanz von Staaten der Region mit islamistischen Regierun-

gen und einflussreichen islamistisch-salafistischen Organisationen 

ausfällt. Sollte die Bilanz positiv sein, könnte die algerische Bevölke-

rung eher bereit sein, die Kosten und Unsicherheiten eines Umbruchs 

in Kauf zu nehmen und sich auf ein demokratisches und möglicher-

weise stärker islamisch ausgerichtetes politisches Experiment einzu-

lassen.
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